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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Kanada vom 4. Juni 1956 zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung bei den Steuern vom Ein- 
kommen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens in deutscher und englischer Sprache und 
der Begründung zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Entwurf ist von den Bundesministern des Auswärtigen und 
der Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er Ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland 
und Kanada vom 4. Juni 1956 zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung bei den 

Steuern vom Einkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Ottawa am 4. Juni 1956 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Kanada zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung und zur Ver- 
hinderung der Steuerverkürzung bei den Steu- 
ern vom Einkommen wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


B e g r ü 

Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist nach 
Artikel 59 Abs. 2 GG erforderlich, weil das 
Abkommen sich auf Steuern vom Einkom- 
men und damit auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 GG 
erforderlich, da das Aufkommen aus den von 
dem Abkommen betroffenen Steuern gemäß 
Artikel 106 Abs. 3 GG zum Teil den Län- 
dern zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Die völkerrechtliche Wirksamkeit des Abkom- 


Artikel 2 

Das Gesetz gilt auch Im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel XXII in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


n d u n g 

mens für Berlin Ist In Artikel XXI Abs. 1 des 
Abkommens geregelt. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1: Diese Vorschrift entspridit den Er- 
fordernissen des Artikels 82 GG. 

Absatz 2: Der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen gemäß seinem Artikel XXII Abs. 2 
für die Bundesrepublik völkerrechtlich in 
Kraft tritt, ist ebenfalls im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 



Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und Kanada 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung 
der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkommen 

Convention between 

Canada and the Federal Republic of Germany 
for the Avoidance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion 

with respect to Taxes on Income 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Kanada 

haben, von dem Wunsche geleitet, bei den Steuern 
vom Einkommen die Doppelbesteuerung zu vermeiden 
und die Steuerverkürzung zu verhindern, 

das nachstehende Abkommen geschlossen; 

Artikel I 

(1) Steuern im Sinne dieses Abkommens sind: 

(a) in der Bundesrepublik; 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
das Notopfer Berlin, 

(im folgenden „Steuern der Bundesrepublik" 
genannt); 

(b) in Kanada: 

die von der Regierung von Kanada erhobenen 
income taxes (Einkommensteuern) einschließ- 
lich surtaxes (übersteuern) und die old age 
Security tax (Sozialabgabe vom Einkommen) 

(im folgenden als „kanadische Steuern" be- 
zeichnet). 

(2) Dieses Abkommen ist auch auf alle anderen ihrem 
Wesen nach ähnliche Steuern anzuwenden, die in der 
Bundesrepublik oder Kanada nach seiner Unterzeichnung 
eingeführt werden. 

Artikel 11 

(1) Soweit sich aus dem Zusammenhang nichts anderes 
ergibt, bedeuten für die Zwecke dieses Abkommens: 

(a) die Begriffe „eines der Gebiete" und „das 
andere Gebiet" die Bundesrepublik Deutschland 
oder Kanada, wie es sich aus dem Zusammen- 
hang ergibt; das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland umfaßt das Gebiet des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland; 

(b) der Begriff „Steuer" Steuern der Bundes- 
republik oder kanadische Steuern, wie es sich 
aus dem Zusammenhang ergibt; 

(c) der Begriff „Person" Personen jeder Art, d. h. 
natürliche Personen und Gesellschaften; 

(d) der Begriff „Gesellschaft" eine juristische Per- 
son oder einen Rechtsträger, der steuerlich wie 
eine juristische Person behandelt wird; 

(e) der Begriff „eine in der Bundesrepublik ansäs- 
sige Person" eine Person, die im Sinne der 
Steuergesetze der Bundesrepublik ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in der Bun- 
desrepublik hat und im Sinne der Steuergesetze 
von Kanada nicht in Kanada ansässig ist, und 
der Begriff „eine in Kanada ansässige Person" 


The Federal Republic of Germany 
and 

Canada, 

Desiring to conclude a Convention for the avoidance 
of double taxation and the prevention of fiscal evasion 
with respect to taxes on income, 

Have agreed as follows: — 

Article I 

(1) The taxes which are the subject of this Conven- 
tion are: 

(a) in Canada: 

income taxes, including surtaxes and the old 
age security tax on income which are imposed 
by the Government of Canada 
(hereinafter referred to as "Canadian tax"); 

(b) in the Federal Republic: 

the Einkommensteuer (income tax), 

the Koerperschaftsteuer (Corporation tax), 

the Notopfer Berlin (Berlin emergency aid tax), 

(hereinafter referred to as "Federal Republic 
tax"); 

(2) The present Convention shall also apply to any 
other taxes of a substantially similar character imposed 
in the Federal Republic or Canada subsequently to the 
deite of Signatare of this Convention. 

Article II 

(1) In this Convention, unless the context otherwise 
roquires: 

(a) The terms "one of the territories" and "the 
other territory" mean the Federal Republic of 
Germany or Canada, as the context requires; 
the territory of the Federal Republic of Ger- 
many means the territory in which the Basic 
Law for the Federal Republic of Germany is 
in force; 

(b) The term "tax" means Federal Republic tax or 
Canadian tax, as the context requires; 

(c) The term "person" includes natural persons 
and Companies; 

(d) The term "Company" means any body corpo- 
rate and any entity which is treated as a body 
corporate for tax purposes; 

(e) The terms "resident of the Federal Republic" 
and "resident of Canada" mean respectively 
any person wlio is resident in the Federal Re- 
public for the purposes of Federal Republic 
tax and not resident in Canada for the pur- 
poses of Canadian tax and any person who is 
resident in Canada for purposes of Canadian 
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eine Person, die im Sinne der Steuergesetze 
von Kanada in Kanada ansässig ist und im 
Sinne der Steuergesetze der Bundesrepublik 
nicht ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt in der Bundesrepublik hat; eine Gesell- 
schaft gilt dann als eine in der Bundesrepublik 
ansässige Person, wenn sie 

(aa) ihre Geschäftsleitung in der Bundesrepu- 
blik hat; oder 

(bb) ihren Sitz in der Bundesrepublik hat, ohne 
ihre Geschäftsleitung in Kanada zu haben. 
Eine Gesellschaft gilt als eine in Kanada an- 
sässige Person, wenn sie ihre Geschäftsleitung 
in Kanada hat; 

(f) der Begriff „deutsches Unternehmen" ein ge- 
werbliches Unternehmen, das von einer in der 
Bundesrepublik ansässigen Person betrieben 
wird, der Begriff „kanadisches Unternehmen" 
ein gewerbliches Unternehmen, das von einer 
in Kanada ansässigen Person betrieben wird, 
und die Begriffe „Unternehmen eines der Ge- 
biete" und „Unternehmen des anderen Gebie- 
tes" ein deutsches Unternehmen oder ein kana- 
disches Unternehmen, wie es der Zusammen- 
hang erfordert; 

(g) (aa) der Begriff „Betriebstätte", wenn er im 

Zusammenhang mit einem Unternehmen 
eines der Gebiete gebraucht wird, eine 
Zweigniederlassung, Geschäftsstelle, Fabri- 
kationsstätte, Werkstätte, ein Lagerhaus, 
Bergwerk, einen Steinbruch oder andere 
Stätten der Ausbeutung von Grund und 
Boden, eine dauernde Verkaufsausstellung 
oder eine andere ständige Geschäftsein- 
richtung. 

(bb) Eine Betriebstätte gilt als vorhanden, 
wenn ein Unternehmen eines der Gebiete 
in dem anderen Gebiet eine Bauausfüh- 
rung, Montage und dergleichen unterhält, 
deren Dauer zwölf Monate überschritten 
hat oder voraussichtlich überschreiten 
wird; dies gilt auch, wenn das Unterneh- 
men in dem anderen Gebiete keine stän- 
dige Geschäftseinrichtung im Sinne des 
Doppelbuchstabens (aa) unterhält. 

(cc) Eine Betriebstätte wird nicht begründet 
durch 

die Benutzung bloßer Stapelgelegenheiten 
oder 

das bloße Unterhalten eines Waren- 
lagers — auch in einem Lagerhaus — zu 
Auslieferungs- nicht aber zu Ausstel- 
lungszwecken, 

es sei denn, daß die Voraussetzungen des 
Doppelbuchstabens (dd) vorliegen. 

(dd) Eine Betriebstätte gilt als vorhanden, wenn 
ein Unternehmen eines der Gebiete in dem 
anderen Gebiet 

(i) einen Vertreter oder einen Angestell- 
ten hat, der eine allgemeine Vollmacht 
zu Vertragsverhandlungen und Ver- 
tragsabschlüssen für das Unternehmen 
besitzt und diese Vollmacht gewöhn- 
lich ausübt, oder 

(ii) einen Vertreter oder einen Angestell- 
ten hat, der über ein Warenlager ver- 
fügt, von dem aus er regelmäßig Be- 
stellungen für das Unternehmen aus- 
führt. 


tax, and not resident in the Federal Republic 
for the purposes of Federal Republic tax; a 
Company shall be regarded as resident in the 
Federal Republic if 


(i) its business is managed and controlled in 
the Federal Republic, or 

(ii) it is incorporated in the Federal Republic 
and not managed and controlled in Canada. 

A Company shall be regarded as resident in 
Canada if its business is managed and con* 
trolled in Canada. 

(f) The terms "Federal Republic enterprise" and 
"Canadian enterprise" mean respectively an 
industrial or commercial enterprise or under- 
taking carried on by a resident of the Federal 
Republic and an industrial or commercial enter- 
prise or undertaking carried on by a resident 
of Canada; and the terms "enterprise of one 
of the territories" and "enterprise of the other 
territory" mean a Federal Republic enterprise 
or a Canadian enterprise, as the context re- 
quires; 

(g) (aa) The term "permanent establishment" when 

used with respect to an enterprise of one 
of the territories means a branch, Office, 
factory, workshop, warehouse, mine, stone 
quarry or other place of exploitation of 
the ground or soll, permanent sales ex- 
hibition or other fixed place of business; 


(bb) An enterprise of one of the territories 
shall be deemed to have a permanent es- 
tablishment in the other territory if it 
carries on in that other territory a con- 
struction or assembly project or the like, 
the duration of which exceeds or will 
likely exceed twelve months, notwith- 
standing the fact that it has no fixed 
place of business in such other territory 
within the meaning of sub-paragraph (aa). 

(cc) Except as provided in sub-paragraph (dd) 
a permanent establishment is not consti- 
tuted by 

the use of mere storage facilities, 
or 

the maintenance of a stock of merchan- 
dise — whether in a warehouse or not — 
merely for convenience of delivery and 
not for purposes of display; 


(dd) An enterprise of one of the territories 
shall be deemed to have a permanent 
establishment in the other territory if in 
that other territory 

(i) it has an agent or employee who has 
and habitually exercises general 
authority to negotiate and conclude 
contracts on behalf of the enterprise; 

or 

(ii) it has an agent or employee who has 
a stock of merchandise from which he 
rcgularly fills Orders on behalf of the 
enterprise. 
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Eine Betriebstätte wird nicht schon des- 
halb angenommen, weil ein Unternehmen 
des einen Gebietes in dem anderen Ge- 
biete Geschäftsbeziehungen durch einen 
Makler {bona fide broker), Kommissionär 
(general Commission agent) oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter unter- 
hält, der im Rahmen seiner ordentlichen 
Geschäftstätigkeit handelt, 

(ee) Unterhält ein Unternehmen eines der Ge- 
biete in dem anderen Gebiet eine ständige 
Geschäftseinrichtung ausschließlich zum 
Ankauf von Gütern und Waren, so führt 
dies allein nicht dazu, daß diese ständige 
Geschäftseinrichtung als eine Betriebstätte 
des Unternehmens behandelt wird. 

(ff) Hat eine Gesellschaft, die in einem der 
Gebiete ansässig ist, eine Tochtergesell- 
schaft, die in dem anderen Gebiet ansässig 
ist oder in diesem anderen Gebiet (ent- 
weder über eine Betriebstätte oder in 
anderer Weise) gewerblich tätig ist, so 
führt dies allein nicht dazu, daß diese 
Tochtergesellschaft als eine Betriebstätte 
der Muttergesellschaft behandelt wird. 

(h) der Begriff „zuständige Behörden" auf seiten 
Kanadas den Minister of National Revenue 
oder seinen bevollmächtigten Vertreter; auf 
seiten der Bundesrepublik den Bundesminister 
der Finanzen. 

(2) Bei der Anwendung der Vorschriften dieses Ab- 
kommens durch einen der Vertragstaaten wird jeder 
Begriff, der nicht in diesem Abkommen bestimmt wor- 
den ist, die Auslegung erfahren, die sich aus den Ge- 
setzen ergibt, die in dem Gebiete dieses Vertragstaates 
in Kraft sind und sich auf Steuern im Sinne dieses Ab- 
kommens beziehen, falls nicht der Zusammenhang eine 
andere Auslegung erfordert. 

Artikel III 

(1) Gewerbliche Gewinne aus einem Unternehmen des 
einen Gebiets sind in dem anderen Gebiete nicht steuer- 
pflichtig, es sei denn, daß das Unternehmen in dem ande- 
ren Gebiete durch eine dort belegene Betriebstätte ge- 
werblich tätig ist. Ist das Unternehmen durch eine Be- 
triebstätte in dem anderen Gebiete gewerblich tätig, so 
können die Gewinne in dem anderen Gebiete besteuert 
werden, jedoch nur in Höhe des auf die Betriebstätte 
entfallenden Anteils. 

(2) Auch der Anteil an den gewerblichen Gewinnen 
eines Unternehmens, der auf einen in dem einen Gebiet 
ansässigen Mitunternehmer entfällt, ist in dem anderen 
Gebiete nicht steuerpflichtig, es sei denn, daß das Unter- 
nehmen in dem anderen Gebiete durch eine dort belegene 
Betriebstätte gewerblich tätig ist. Ist das Unternehmen 
durch eine Betriebstätte in dem anderen Gebiete gewerb- 
lich tätig, so können die anteiligen Gewinne dieses Mit- 
unternehmers in dem anderen Gebiete besteuert werden, 
jedoch nur in Höhe seines Anteils an dem auf die Be- 
triebstätte entfallenden Gewinn. 

(2) Ist ein Unternehmen eines der Gebiete in dem 
anderen Gebiete durch eine dort belegene Betriebstätte 
gewerblich tätig, so sind dieser Betriebstätte diejenigen 
gewerblichen Gewinne zuzuweisen, die sic in diesem 
anderen Gebiet erzielen könnte, wenn sie sich als selb- 
ständiges Unternehmen mit gleichen oder ähnlichen Ge- 
schäften unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen be- 
faßte urw:l mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte 
sie ist, Geschäfte wie ein unabhängiges Unternehmen 
tätigte. 


An enterprise of one of the territories shali 
not be deemed to have a permanent 
establishment merely because it carries 
on business dealings in the other terri- 
tory through a bona fide broker, general 
Commission agent or other independent 
agent acting in the ordinary course of his 
business as such; 

(ee) The fact that an enterprise of one of the 
territories maintains in the other territory 
a fixed place of business exclusively for 
the purchase of goods or merchandise 
shali not of itself constitute that fixed 
place of business a permanent establish- 
ment of the_ enterprise; 

(ff) The fact that a Company which is a 
resident of one of the territories has a 
subsidiary Company which is a resident of 
the other territory or which carries on a 
trade or business in that other territory 
(whether through a permanent establish- 
ment or otherwise) shali not of itself con- 
stitute that subsidiary Company a perma- 
nent establishment of its parent Company, 
(h) The term "competent authorities" means in the 
case of Canada, the Minister of National 
Revenue or his authorised representative, in 
the case of the Federal Republic, the Federal 
Minister of Finance. 

(2) In the application of the provisions of this Con- 
vention by one of the contracting States any term not 
otherwise defined in this Convention shali, unless the 
context otherwise requires, have the meaning which it 
has linder the laws in force in the territory of that State 
relating to the taxes which are the subject of this Con- 
vention. 


A r t i c 1 e III 

(1) The industrial or commercial profits of an enter- 
prise of one of the territories shali not be subject to 
tax in the other territory unless the enterprise carries 
on a trade or business in the other territory through a 
permanent establishment situated therein. If it carries 
on a trade or business in that other territory through a 
permanent establishment situated therein, tax may be 
imposed on those profits in the other territory but only 
on so much of them as is attributable to that permanent 
establishment. 

(2) The Share of the industrial or commercial profits 
of an undertaking accruing to a partner therein who is 
a resident of one of the territories shali likewise not be 
subject to tax in the other territory unless the under- 
taking carries on a trade or business in that other 
territory through a permanent establishment situated 
therein. If it carries on a trade or business in that other 
territory through a permanent establishment situated 
therein tax may be imposed in the other territory on 
the share of the profits accruing to that partner, but only 
on so much as represents his share of the profits attribut- 
able to the permanent establishment. 

(3) Where .an enterpiise of one of the territories 
carries on a trade or business in the other territory 
through a permanent establishment situated therein, there 
shali be attributed to that permanent establishment the 
industrial or commercial profits which it might be expect- 
ed to derive in that other territory if it were an 
independent enterprise engaged in the same or sirnilar 
activitics under the same or sirnilar conditions and 
dealing at arm's length with the enterprise of which it 
is a permanent establishment. 
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(4) Bei der Ermittlung der gewerblichen Gewinne einer 
Betriebstätte können alle billigerweise der Betriebstätte 
zurechenbaren Ausgaben einschließlich der Geschäfts- 
führungs- und allgemeinen Verwaltungskosten abge- 
zogen werden. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht dahin auszulegen, 
das sie einen der Vertragstaaten hindern, die aus Quellen 
innerhalb seines Gebietes einer in dem anderen Gebiet 
ansässigen Person zufließenden Einkünfte (z. B. Dividen- 
den, Zinsen, Mieten oder Lizenzgebühren) nach Maßgabe 
dieses Abkommens zu besteuern, wenn diese Einkünfte 
nicht einer in dem erstgenannten Gebiete belegenen 
Betriebstätte zuzurechnen sind. 

(6) Die zuständigen Behörden der beiden Vertragstaa- 
ten können sich über die Aufstellung von Richtlinien 
für die Aufteilung der gewerblichen Gewinne verstän- 
digen. 

Artikel IV 

Wenn 

(a) die Person, die ein Unternehmen eines der Gebiete 
betreibt, an der Geschäftsführung, der Leitung oder 
an dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Gebietes unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 
oder 

(b) die gleiche Person an der Geschäftsführung, der 
Leitung oder an dem Kapital eines Unternehmens 
eines der Gebiete und eines Unternehmens des 
anderen Gebietes unmittelbar oder mittelbar betei- 
ligt ist, 

und in diesen Fällen im Verhältnis beider Unternehmen 
zueinander für ihre kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt 
werden, die sich von den Bedingungen unterscheiden, 
die zwischen unabhängigen Unternehmen vereinbart 
würden, so können Gewinne, die ohne diese Bedingun- 
gen einem der Unternehmen zugeflossen wären, aber in- 
folge dieser Bedingungen nicht zugeflossen sind, den 
Gewinnen dieses Unternehmens hinzugerechnet und ent- 
sprechend besteuert werden. 

Artikel V 

(1) Gewinne, die eine in einem der Gebiete ansässige 
Person aus einem Unternehmen mit Geschäftsleitung in 
diesem Gebiete durch den Betrieb von eigenen oder ge- 
charterten Schiffen oder Luftfahrzeugen erzielt, sind in 
dem anderen Gebiete steuerfrei. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus Beteiligungen 
von Luftfahrunternehmen an einem Pool oder an einer 
Betriebsgemeinschaft. 

Artikel VI 

(1) Der Satz der Steuer für Dividenden, die einer in 
einem der Gebiete ansässigen Gesellschaft von einer in 
dem anderen Gebiet ansässigen Gesellschaft gezahlt wer- 
den, der mehr als 25 vom Hundert der stimmberechtigten 
Anteile der letztgenannten Gesellschaft gehören, darf in 
dem anderen Gebiete 15 vom Hundert nicht übersteigen. 

(2) Bezieht eine in einem der Gebiete ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus Quellen innerhalb 
des anderen Gebietes, so darf in dem anderen Gebiete 
nicht erhoben werden: 

(a) eine Steuer von den Dividenden, die die Ge- 
sellschaft an eine in diesem anderen Gebiete 
nicht ansässige Person zahlt, es sei denn, daß 
die Dividenden einer Betriebstätte zuzurechnen 
sind, die in diesem anderen Gebiete von einer 
dort nicht ansässigen Person unterhalten wird. 


(4) In determining industrial or commercial profits of 
a permanent establishment there shall be allowed as 
deductions all expenses reasonably allocable to the per- 
manent establishment, including executive and general 
administrative expenses so allocable. 

(5) Paragraphs (1) and (2) shall not be construed as 
preventing one of the contracting States from imposing 
pursuant to this Convention a tax on income (e. g. 
dividends, interest, rents or royalties) derived from 
sources within its territory by a resident of the other 
territory if such income is not attributable to a per- 
manent establishment in the first-mentioned territory. 

(6) The competent authorities of the two contracting 
States may lay down rules by agreement for the 
apportionment of industrial or commercial profits. 


Article IV 

Where 

(a) the person carrying on an enterprise of one of 
the territories participates directly or indirectly 
in the management, control or Capital of an enter- 
prise of the other territory, or 

(b) the same person participates directly or indirectly 
in the management, control or Capital of an enter- 
prise of one of the territories and an enterprise 
of the other territory, 

and, in either case, conditions are made or imposed 
between the two enterprises, in their commercial or 
financial relations, which differ from those which would 
be made between independent enterprises, then any 
profits which wouid but for those conditions have 
accrued to one of the enterprises but by reason of those 
conditions have not so accrued may be included in the 
profits of that enterprise and taxed accordingly. 


Article V 

(1) Profits accruing to a resident of one of the terri- 
tories from an enterprise which is managed and con- 
trolled in that territory and derives such profits from 
operating ships or aircraft, whether owned or chartered 
by the enterprise, shall be exempt from tax in the other 
territory. 

(2) Paragraph (1) shall likewise apply in respect of 
participations in pools of any kind by enterprises en- 
gaged in air-transport. 

Article VI 

(1) The rate of tax on dividends paid to a Company 
which is a resident of one of the territories by a Com- 
pany resident in the other territory more than 25Vo of 
the voting shares of which are owned by the former 
Company shall not exceed 15®/o in the other territory. 

(2) Where a Company which is a resident of one of 
the territories derives profits or income from sources 
within the other territory there shall not be imposed in 
that other territory: — 

(i) any form of taxation on dividends paid by the 
Company to a person not resident in that 
other territory unless such dividend is attri- 
butable to a permanent establishmept main- 
tained in that other territory by a person not 
resident in that territory or 


6 



(b) irgendeine Abgabe in der Art einer Gewinn- 
steuer auf nicht ausgeschüttete Gewinne der 
Gesellschaft. 

(3) Unter den Begriff „Dividenden" im Sinne dieses 
Abkommens fallen auch Gewinnausschüttungen an die 
Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung. 

(4) Absatz 1 gilt nicht, wenn die in dem einen Gebiet 
ansässige Person eine Betriebstätte in dem anderen 
Gebiet hat und die Dividenden dieser Betriebstätte zu- 
zurechnen sind; in diesem Fall ist Artikel III anzu- 
wenden. 


Artikel VII 

(1) Der Satz der Steuer für Zinsen aus Obligationen, 
Wertpapieren, Wechseln, Schuldverschreibungen oder 
aus irgendeiner anderen Schuldverpflichtung (außer den 
Zinsen für Forderungen, die durch Pfandrechte an Grund- 
stücken gesichert sind, und Zinsen für Wandelanleihen 
und Gewinnobligationen), die aus Quellen innerhalb 
eines der Gebiete von einer in dem anderen Gebiet 
ansässigen Person bezogen werden, darf in dem erst- 
genannten Gebiete 15 vom Hundert nicht übersteigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die in dem einen Gebiet 
ansässige Person eine Betriebstätte in dem anderen Ge- 
biet hat und die Zinsen dieser Betriebstätte zuzurechnen 
sind; in diesem Fall ist Artikel III anzuwenden. 


Artikel VIII 

(1) Lizenzgebühren für Urheberrechte und andere Ver- 
gütungen, die für die Herstellung oder Wiedergabe von 
literarischen, bühnenschriftstellerischen, musikalischen 
oder künstlerischen Werken gezahlt werden (außer Lizenz- 
gebühren und andere Vergütungen für kinemato- 
graphische Filme und Filme, die für das Fernsehen ver- 
wendet werden) und die aus Quellen innerhalb eines 
der Gebiete von einer in dem anderen Gebiet ansässi- 
gen Person bezogen werden, sind in dem erstgenannten 
Gebiet steuerfrei. 

(2) Der Satz der Steuer für Lizenzgebühren und andere 
Vergütungen, die als Gegenleistungen für die Über- 
lassung des Gebrauchsrechts an Patenten, Mustern, Plä- 
nen, geheimen Verfahren und Formeln, Markenrechten 
und ähnlichen Vermögenswerten und Rechten gezahlt 
werden und die aus Quellen innerhalb eines der Gebiete 
von einer in dem anderen Gebiet ansässigen Person be- 
zogen werden, darf in dem erstgenannten Gebiete 
15 vom Hundert nicht übersteigen. 

(3) Der Satz der Steuer für Lizenzgebühren und andere 
Vergütungen für kinematographische Filme und für 
Filme, die für das Fernsehen verwendet werden, die aus 
Quellen innerhalb eines der Gebiete von einer in dem 
anderen Gebiet ansässigen Person bezogen werden, darf 
in dem erstgenannten Gebiete 10 vom Hundert nicht 
übersteigen, 

(4) Überschreiten die für die Rechte gezahlten Lizenz- 
gebühren den Betrag einer angemessenen Gegenleistung, 
so gilt die in diesem Artikel bestimmte Befreiung nur 
für den Betrag der Lizenzgebühren, der einer angemesse- 
nen Gegenleistung entspricht. 

(5) Absätze 1, 2 und 3 gelten nicht, wenn die in dem 
einen Gebiet ansässige Person eine Betriebstätte in dem 
anderen Gebiet hat und die in diesen Absätzen bezeich- 
neten Einkünfte dieser Betriebstätte zuzurechnen sind; 
in diesem Fall ist Artikel III anzuwenden. 


(ii) any tax in the nature of an undistributed Pro- 
fits tax on undistributed profits of the Com- 
pany. 

(3) In this Convention the term "dividends" includes 
Profits distributed to persons participating in a Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung. 

(4) Paragraph (1) shall not apply where a resident 
of one of the territories has a permanent establishment 
in the other territory and such dividends are attri- 
butable to that permanent establishment; in such event 
Article III of this Convention shall be applicable. 


Article VII 

(1) The rate of tax on interest on bonds, securities, 
notes, debentures or on any other form of indebtedness 
(exclusive of interest on debts secured by mortgages on 
real estate and interest on convertible bonds and in- 
come bonds) derived from sources within one of the 
territories by a resident of the other territory shall not 
exceed in the first mentioned territory. 


(2) Paragraph (1) shall not apply where a resident of 
one of the territories has a permanent establishment in 
the other territory and such interest is attributable to 
that permanent establishment; in such event Article III 
of this Convention shall be applicable. 


Article VIII 

(1) Copyright royalties and other like payments made 
in respect of the production or reproduction of any 
literary, dramatic, musical or artistic work (excluding 
royalties and like payments in respect of motion pic- 
ture films and liims for use in connection with tele- 
vision) and derived from sources within one of the 
territories by a resident of the other territory shall be 
exempt from tax in that first-mentioned territory. 


(2) The rate of tax on royalties and other payments 
derived as consideration for the right to use patents, 
designs, plans, secret processes and formulae, trade 
marks and other like property and rights derived from 
sources within one of the territories by a resident of the 
other territory shall not exceed 15 ‘^/o in the first mention- 
ed territory. 


(3) The rate of tax on royalties and like payments in 
respect of motion picture films and films for use in 
connection with television derived from sources within 
one of the territories by a resident of the other territory 
shall not exceed 10 Vo in the first mentioned territory. 


(4) Where any royalty exceeds a fair and reasonable 
consideration in respect of the rights for which it is 
paid, the exemption provided by this Article shall apply 
only to so much of the royalties as represents such fair 
and reasonable consideration. 

(5) Paragraphs (1), (2) and (3) shall not apply where a 
resident of one of the territories has a permanent 
establishment in the other territory and such items of 
income as are dealt with in these paragraphs are 
attributable to that permanent establishment; in such 
event Article III of this Convention shall be applicable. 
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Artikel IX 

(1) Eine in einem der Gebiete ansässige Person ist in 
dem anderen Gebiete von jeder Steuer auf den Gewinn 
aus dem Verkauf, der Übertragung oder dem Tausch von 
Vermögenswerten befreit, soweit nicht Artikel XIII an- 
zuwenden ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die in dem einen Gebiet 
ansässige Person eine Betriebstätte in dem anderen Ge- 
biet hat und die Gewinne dieser Betriebstätte zuzurech- 
nen sind; in diesem Fall ist Artikel III anzuwenden. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Gewinne aus der Veräuße- 
rung eines Anteils an einer in der Bundesrepublik an- 
sässigen Gesellschaft, an der der Veräußerer wesentlich 
beteiligt ist. 

Artikel X 

(1) Entgelte (mit Ausnahme der Ruhegehälter), die von 
öffentlichen Kassen eines der Vertragstaaten oder seiner 
Gebietskörperschaften einer natürlichen Person auf 
Grund von Dienstleistungen für diesen Staat oder seine 
Gebietskörperschaften gezahlt werden, sind in dem Ge- 
biete des anderen Staates steuerfrei, wenn die natür- 
liche Person Staatsangehöriger des erstgenannten Staa- 
tes ist. 

(2) Die Vorschriften dieses Artikels sind nicht auf 
Zahlungen für Dienstleistungen anzuwenden, die im Zu- 
sammenhang mit einer auf Gewinnerzielung gerichteten 
gewerblichen Tätigkeit der Staaten oder ihrer Gebiets- 
körperschaften ausgeführt worden sind. 

Artikel XI 

(1) Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (einschließ- 
lich der Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied) oder Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, die von einer in 
einem der Gebiete ansässigen natürlichen Person be- 
zogen werden, können auch in dem anderen Gebiete 
besteuert werden, jedoch nur, wenn die Tätigkeit in 
dem anderen Gebiet ausgeübt wird. 

(2) Eine in der Bundesrepublik ansässige natürliche 
Person ist von der kanadischen Steuer auf die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Einkünfte befreit, falls sie sich in 
Kanada in einem Steuerjahr vorübergehend nicht länger 
als insgesamt 183 Tage aufhält und eine der beiden fol- 
genden Bedingungen erfüllt ist; 

(a) wenn die Vergütung auf Grund einer Tätig- 
keit für oder zugunsten einer in der Bundes- 
republik ansässigen Person bezogen und von 
dieser Person getragen wird, oder 

(b) wenn die für diese Tätigkeit bezogene Brutto- 
vergütung 3000 Dollar nicht übersteigt. 

(3) Absatz 2 ist auf eine in Kanada ansässige natür- 
liche Person, die Vergütungen für eine in der Bundes- 
republik ausgeübte Tätigkeit bezieht, entsprechend an- 
zuwenden. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind nicht auf Vergütungen 
an Personen anzuwenden, die zur öffentlichen Unter- 
haltung beitragen, z. B. Bühnen-, Film- und Rundfunk- 
künstler, Musiker, Artisten und Berufssportler. 

Artikel XII 

(1) Ruhegehälter (mit Ausnahme der Ruhegehälter, die 
von öffentlichen Kassen eines der Staaten oder seiner 
Gebietskörperschaften gezahlt werden) und Renten, die 
aus Quellen innerhalb eines der Gebiete von einer in 
dem anderen Gebiet ansässigen natürlichen Person be- 
zogen werden, sind in dem erstgenannten Gebiete steuer- 
frei. 


A r t i c 1 e IX 

(1) Except as provided in Article XIII a resident of 
one of the territories shall be exempt in the other 
territory from any tax on gains from the sale, transfer 
or exchange of capital assets. 

(2) Paragraph (1) shall not apply where a resident of 
one of the territories has a permanent establishment in 
the other territory and such gains are attributable to 
that permanent establishment; in such event Article III 
of this Convention shall be applicable. 

(3) Paragraph (1) shall not apply to the profits from 
the sale of shares in a Company of the Federal Re- 
public in which the vendor had a substantial interest. 

Article X 

(1) Remuneration (other than pensions) paid out of 
public funds of one of the contracting States or political 
sub-divisions thereof to any individual for Services to 
that State or political sub-division thereof shall be 
exempt from tax in the territory of the other State if 
the individual is a Citizen of the first-mentioned State. 


(2) The provisions of this Article shall not apply to 
payments in respect of Services in connection with any 
trade or business carried on by either of the contracting 
States or political sub-divisions thereof for purposes of 
profit. 

Article XI 

(1) Profits or remuneration from a profession (including 
Services as a director) or employment earned by an 
individual who is a resident of one of the territories 
may also be taxed in the other territory but only if the 
activities are performed in the latter territory. 


(2) An individual resident of the Federal Republic 
shall be exempt from Canadian tax upon the profits or 
remuneration referred to in paragraph (1) if he is tcin- 
porarily present in Canada for a period or periods not 
exceeding a total of 183 days during the taxable year 
and either of the following conditions is met; 

(a) his compensation is received for activities per- 
formed for or on behalf of a resident of the 
Federal Republic and such compensation is 
borne by such resident, or 

(b) his compensation received for such activities 
does not exceed $ 3,000 gross. 

(3) The provisions of paragraph (2) of this Article 
shall apply, mutatis mutandis, to an individual resident 
of Canada with respect to compensation for activities 
performed in the Federal Republic. 

(4) The provisions of paragraphs (2) and (3) shall not 
apply to compensation of public entertainers such as 
theatre, motion picture, radio or variety artists, musicians 
or athletes. 

Article XII 

(1) Any Pension (excluding any pension paid out of 
public funds of one of the States or political subdivision 
thereof) and any annuity, derived from sources within 
one of the territories by an individual who is a resident 
of the other territory shall be exempt from tax in the 
first-mentioned territory. 
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(2) Unter dem in diesem Artikel verwendeten Begriff 
„Ruhegehälter" sind regelmäßig wiederkehrende Ver- 
gütungen zu verstehen, die für frühere Dienstleistungen 
oder zum Ausgleich erlittener Nachteile entrichtet werden. 

(3) Der Begriff „Rente" bedeutet einen bestimmten 
Betrag, der regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten 
lebenslänglich oder während eines bestimmten oder be- 
stimmbaren Zeitabschnitts auf Grund einer Verpflich- 
tung zahlbar ist, die diese Zahlungen als Gegenleistung 
für bereits in Geld oder Geldeswert bewirkte angemes- 
sene Leistungen vorsieht. 

Artikel XIII 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen (einschließ- 
lich der Gewinne aus dem Verkauf oder Tausch solchen 
Vermögens) können in dem Gebiete besteuert werden, in 
dem sich die Liegenschaft befindet. Als Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen gelten auch die Zinsen für 
Forderungen, die durch Pfandrechte an Grundstücken ge- 
sichert sind, und Lizenzgebühren oder andere Beträge, 
die mit Rücksicht auf den Betrieb eines Bergwerks, Stein- 
brucbs oder einer anderen Stätte der Ausbeutung von 
Grund und Boden gezahlt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine in einem der Gebiete 
ansässige Person eine Betriebstätte in dem anderen 
Gebiet hat und die Einkünfte dieser Betriebstätte zuzu- 
rechnen sind; in diesem Fall ist Artikel III anzuwenden. 


Artikel XIV 

Hochschullehrer oder Lehrer aus einem der Gebiete, 
die während eines vorübergehenden Aufenthaltes von 
höchstens zwei Jahren für eine Lehrtätigkeit an einer 
Universität, Hochschule, Schule oder einer anderen Lehr- 
anstalt in dem anderen Gebiet eine Vergütung erhalten, 
sind hinsichtlich dieser Vergütung in dem anderen Ge- 
biete nicht steuerpflichtig. 

Artikel XV 

Studenten oder Lehrlinge (in der Bundesrepublik ein- 
schließlich der Volontäre und Praktikanten) aus einem 
der Gebiete, die in dem anderen Gebiet eine ganz- 
tägige Erziehung oder Ausbildung erhalten, sind in dem 
anderen Gebiet in bezug auf die Zahlungen nicht steuer- 
pflichtig, die an sie von Personen in dem erstgenannten 
Gebiete für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder Aus- 
bildung geleistet werden. 

Artikel XVI 

(1) Kanada wird von der kanadischen Steuer auf Ein- 
künfte, die aus Quellen innerhalb der Bundesrepublik 
stammen und in Kanada steuerpflichtig sind, den Abzug 
des hierfür entrichteten Betrags der Steuer der Bundes- 
republik zulassen; dies gilt nicht für die Besteuerung 
einer Non-resident-owned Investment Corporation. Der 
abzugsfähige Betrag darf nicht höher sein als der Teil 
der kanadischen Steuer, der sich aus dem Verhältnis des 
aus der Bundesrepublik stammenden und dort steuer- 
pflichtigen Einkommens zu dem der kanadischen Steuer 
unterworfenen Gesamteinkommen ergibt. 

(2) Bei der Festsetzung ihrer in Artikel I dieses Ab- 
kommens bezeichneten Steuern wird die Bundesrepublik, 
soweit in der Bundesrepublik ansässige Personen in 
Frage stehen, diejenigen Einkünfte aus Quellen innerhalb 
Kanadas, die nach kanadischem Recht und nach diesem 
Abkommen nicht von der kanadischen Steuer befreit sind, 
von der Bemessungsgrundlage ausnehmen. Die Bundes- 
republik behält aber das Recht, die nach diesem Absatz 
von der Bemessungsgrundlage ausgenommenen Einkünfte 


(2) The term "pension", as used in this Article, means 
periodic payments made in consideration for Services 
rendered or by way of compensation for injuries 
received. 

(3) The term "annuity" means a stated sum payable 
periodically at stated times, during life or during a 
specified or ascertainable period of time, under an 
Obligation to make the payments in return for adequate 
and full consideration in money or money's worth. 


Article XIII 

(1) Income from immovable property (including gains 
derived from the sale or exchange of such property) may 
be subjected to tax in the territory in which the prop- 
erty is situated. Interest on debts secured by mortgages 
on real estate and royalties or other amounts paid in 
respect of the Operation of a mine, stone quarry or any 
other extraction of natural resources shall be regarded 
cis income derived from immovable property. 


(2) Paragraph (1) shall not apply where a resident of 
one of the territories has a permanent establishment in 
the other territory and such income is attributable to 
that permanent establishment; in such event Article III 
of this Convention shall be applicable. 

Article XIV 

A Professor or teacher from one of the territories, who 
receives remuneration for teaching, during a period of 
temporary residence not exceeding two years, at a uni- 
versity, College, school or other educational Institution 
in the other territory, shall be exempt from tax in that 
other territory in respcct of that remuneration. 


Article XV 

A Student or business apprentice (including, in the 
Federal Republic, a Volontaer or a Praktikant) from one 
of the territories, who is recciving full-time education 
or training in the other territory, shall be exempt from 
tax in that other territory on payments made to him by 
persons in the first-mentioned territory for the purposes 
of his maintenance, education or training. 


Article XVI 

(1) Except in the case of a Non-resident-owned Invest- 
ment Corporation Canada agrees to allow as a deduction 
from Canadian tax on any income derived from sources 
within the Federal Republic that is subject to tax in 
Canada the amoiint of Federal Republic tax payable in 
respect of that income. The amoimt of the deduction 
shall not exceed the proportion of the Canadian tax 
that the income from sources within the Federal Re- 
public that is subject to Federal Republic tax bcars to 
the total income subject to Canadian tax. 

(2) In determining its taxes specified in Article I of 
this Convention the Federal Republic, when dealing with 
the question of residents of the Federal Republic, shall 
exclude from the basis upon which its taxes are imposed 
all income from sources within Canada which, according 
to Canadian law, and according to this Convention, are 
not exempt from Canadian tax. The Federal Republic, 
however, reserves the right to take into account in the 
determination of its rate of taxation the income excluded 
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bei der Festsetzung des anwendbaren Steuersatzes zu be- 
rücksichtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Divi- 
dendeneinkünfte, mit Ausnahme der in Artikel VI Abs. 1 
bezeichneten Dividenden, und nicht für Einkünfte im 
Sinne der Artikel VII Abs. 1 und VIII Abs. 2 und 3; die 
von diesen Einkünften erhobene kanadische Steuer wird 
jedoch auf Antrag auf die Steuer der Bundesrepublik für 
diese Einkünfte, die nach einem durchschnittlichen Steuer- 
satz berechnet wird, angerechnet. 

(3) Im Sinne dieses Artikels gelten Einkünfte aus frei- 
beruflicher Tätigkeit (einschließlich der Tätigkeit als Auf- 
sichtsratsmitglied) oder Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, die in einem der Gebiete ausgeübt werden, als 
Einkünfte aus Quellen innerhalb dieses Gebietes. Die 
Dienste einer natürlichen Person, die ausschließlich oder 
überwiegend auf Schiffen oder Luftfahrzeugen geleistet 
werden, die ein Unternehmen mit Geschäftsleitung in 
einem der Gebiete betreibt, gelten als in diesem Gebiete 
geleistet. 

Artikel XVII 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich auf Verlangen die Mitteilungen geben, die nach 
den Steuergesetzen der Vertragstaaten verlangt werden 
können und die erforderlich sind, um die Vorschriften 
dieses Abkommens durchzuführen, oder um Hinterziehun- 
gen und ähnliche Handlungen bei Steuern, die unter 
dieses Abkommen fallen, zu verhindern. Der Inhalt dieser 
Mitteilungen ist geheim zu halten und nur Personen 
zugänglich zu machen, die sich mit der Veranlagung oder 
der Erhebung der unter dieses Abkommen fallenden 
Steuern befassen. Mitteilungen, die ein Handels-, Ge- 
schäfts-, gewerbliches oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren offenbaren würden, dürfen nicht ge- 
geben werden. 

(2) Die Vorschriften dieses Artikels dürfen nicht dahin 
ausgelegt werden, daß sie einem der Vertragstaaten die 
Verpflichtung auferlegen, Verwaltungsmaßnahmen durch- 
zuführen, die von seinen Vorschriften oder von seiner 
Verwaltungspraxis abweichen, oder die seiner Souveräni- 
tät, Sicherheit oder dem ordre public widersprechen, 
oder Angaben zu übermitteln, die weder auf Grund sei- 
ner eigenen noch auf Grund der Gesetzgebung des er- 
suchenden Staates beschafft werden können. 

Artikel XVIII 

(1) Weist eine in einem der Gebiete ansässige Person 
nach, daß Maßnahmen der Steuerbehörden der Vertrag- 
staaten die Wirkung einer Doppelbesteuerung haben oder 
haben werden, die den Vorschriften dieses Abkommens 
widerspricht, so kann sie ihren Fall dem Staat, in dem 
sie ansässig ist, unterbreiten. Werden ihre Einwendun- 
gen für begründet erachtet, so wird die zuständige Be- 
hörde des angerufenen Staates anstreben, sich mit der 
zuständigen Behörde des anderen Staates über eine Ver- 
meidung dieser Doppelbesteuerung zu verständigen. 

(2) Zur Beseitigung von Schwierigkeiten oder Zweifeln, 
die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Abkom- 
mens oder im Verhältnis zu Abkommen der Vertrag- 
staaten mit dritten Staaten auftreten, werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragstaaten zu einem mög- 
lichst frühen Zeitpunkt verständigen. 

Artikel XIX 

(1) Die Vorschriften dieses Abkommens berühren nicht 
das Recht auf andere oder zusätzliche Befreiungen, die 
den diplomatischen und konsularischen Beamten zur Zeit 
zustehen oder ihnen künftig eingeräumt werden. 


in accordance with the provisions of this paragraph. 
Sentences 1 and 2 shall not apply to income from 
dividends with the exception of dividends specified in 
Article VI, Para. (1) and also not for incoines within the 
meaning of Article VII, Para. (1) and Article VIII, 
Paras. (2) and (3); the Canadian tax collected on this 
income shall, however, on application, be allowed as a 
credit against the Federal Republic tax payable in respect 
of these incomes computed on the basis of an average 
rate of taxation. 

(3) For the purposes of this Article, profits or re- 
muneration from a profession (including Services as a 
director) or employment performed in one of the ter- 
ritories shall be deemed to be income from sources 
within that territory, and the Services of an individual 
whose Services are wholly or mainly performed in ships 
or aircraft operated by an enterprise managed and con- 
trolled in one of the territories shall be deemed to be 
performed in that territory. 

Article XVII 

(1) The competent authorities of the contracting States 
shall upon regnest exchange such Information (being In- 
formation available under the respective taxation laws 
of the contracting States) as is necessary for carrying 
out the provisions of this Convention or for the pre- 
vention of fraiid or the like in relation to the taxes 
which are the subject of this Convention. Any informa- 
tion so exchanged shall be treated as secret and shall 
not be disclosed to any persons other than those con- 
cerned with the assessment and collection of the taxes 
which are the subject of this Convention. No information 
shall be exchanrged which would disclose any trade, 
business, industrial or Professional secret or any trade 
process. 

(2) In no case shall the provisions of this Article be 
construed so as to impose upon either of the contracting 
States the Obligation to carry out administrative meas- 
ures at variance with the regulations and practice of 
either contracting State or which would be contrary to 
its sovereignty, security or public policy or to supply 
particulars which are not procurable under its own 
legislation or that of the State making application. 


Article XVIII 

(1) Whcre a resident of one of the territories shows 
proof that the action of the tax auihorities of the con- 
tracting States has resulted or will result in double 
taxation contrary to the provisions of this Convention, 
he shall be entitled to present his case to the State of 
which he is a resident. Should his Claim be deemed 
worthy of consideration, the competent authority of the 
State to which the Claim is made shall endeavour to 
come to an agreement with the competent authority of 
the other State with a view to avoidance of double 
taxation. 

(2) For the Settlement of difficulties or doubts in the 
Interpretation or application of this Convention or in 
respect of its relation to Conventions of the contracting 
States with third States the competent authorities of the 
contracting States shall reach a mutual agreement as 
quickly as possible. 

Article XIX 

(1) The provisions of this Convention shall not be 
construed to deny or affect in any manner the right of 
diplomatic and consular officers to other or additional 
exemptions now enjoyed or which may hereafter be 
granted to such officers. 
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(2) Durch die Vorschriften dieses Abkommens werden 
die Ansprüche auf Befreiungen, Abzüge, Steueranrech- 
nungen oder andere Vergünstigungen, die zur Zeit oder 
künftig durch die Gesetze eines der Vertragstaaten oder 
durch ein anderes Abkommen zwischen den Vertrag- 
staaten bei der Steuerfestsetzung eingeräumt werden, 
nicht beschränkt. 

(3) Den Staatsangehörigen eines der Vertragstaaten, 
die in dem anderen Staat ansässige Personen sind, dürfen 
dort nicht andere oder höhere Steuern auferlegt werden 
als den Staatsangehörigen dieses anderen Staates, die 
dort ansässig sind. Der Ausdruck „Staatsangehörige" um- 
faßt auch alle juristischen Personen, Personengesellschaf- 
ten (partnerships) und Vereinigungen, die nach dem in 
dem einen oder anderen Vertragstaate geltenden Recht 
errichtet sind. 

Artikel XX 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Vertrag- 
staaten können Richtlinien erlassen, die für die Anwen- 
dung dieses Abkommens in ihrem Staatsgebiet erforder- 
lich sind. 

(2) Zum Zwecke der Anwendung dieses Abkommens 
können die zuständigen Behörden der beiden Vertrag- 
staaten unmittelbar miteinander ^verkehren. 

Artikel XXI 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Regierung von Kanada innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens auf das 
Land Berlin gelten die Bezugnahmen in diesem Abkom- 
men auf die Bundesrepublik auch als Bezugnahmen auf 
das Land Berlin. 

Artikel XXII 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in Bonn 
auszutauschen. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Aus- 
tausdi der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt dann 

(a) in bezug auf die kanadischen Steuern: 

für die Steuerjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 1954 beginnen; 

(b) in bezug auf die Steuern der Bundesrepublik: 
für Steuern, die für das Kalenderjahr 1954 
und für die folgenden Kalenderjahre erhoben 
werden. 

Artikel XXIII 

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten am oder vor 
dem 30. Juni jedes Kalenderjahres, das auf das Kalender- 
jahr 1958 folgt, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragstaat kündigen; in diesem Falle verliert dieses 
Abkommen seine Gültigkeit 

(a) in bezug auf die kanadischen Steuern: 

für die Steuerjahre, die am oder nach dem 
ersten Januar des Kalenderjahres beginnen, das 
auf das Kündigungsjahr folgt; 

(b) in bezug auf die Steuern der Bundesrepublik: 
für Steuern, die für die Kalenderjahre erhoben 
werden, die dem Kündigungsjahr folgen. 


(2) The provisions of this Convention shall not be 
construed to restrict in any manner any exemption, de- 
duction, credit or other allowance now or hereafter 
accorded, by the laws of one of the contracting States 
in the determination of the tax imposed by sudi State, 
or by any other Convention between the contracting 
States. 

(3) The citizens of one of the contracting States shall 
not, while residents in the other contracting State, be 
subject therein to other or more burdensome taxes than 
are the citizens of such other contracting State, which 
are residents in its territory. The term "citizens" in- 
cludes all juridical persons, partnerships and associa- 
tions c’reated or organized under the laws in force in 
the respective contracting States. 

Article XX 

(1) The competent authorities of the two contracting 
States may prescribe regulations necessary to carry into 
effect this Convention within the respective States. 

(2) The competent authorities of the two contracting 
States may communicate with each other directly for 
the purpose of giving effect to the provisions of this 
Convention. 

Article XXI 

(1) This Convention shall apply to Land Berlin pro- 
vided that the Government of the Federal Republic of 
Germany has not delivered a contrary declaration to 
the Government of Canada within three months from 
the date of entry into force of the Convention. 

(2) Upon the application of this Convention to Land 
Berlin, references in the Convention to the Federal 
Republic shall be deemed also to be references to Land 
Berlin. 

Article XXII 

(!) This Convention shall be ratified and the Instru- 
ments of ratification shall be exchanged as soon as pos- 
sible in Bonn. 

(2) This Convention shall come into force after the 
expiration of a month following the date on which the 
instruments of ratification are exchanged and shall 
thereupon have effect — 

(a) in respect of Canadian tax, for the taxation 
years beginning on or after the Ist day of 
January 1954-, 

(b) in respect of the Federal Republic tax, for 
taxes which are levied for the calendar year 
1954 and for the subsequent calendar years. 


Article XXIII 

(1) This Convention shall continue in effect indefini- 
tely but either of the contracting States may on or be- 
töre the 30th day of June in any calendar year after 
1958 give to the other contracting State notice of termi- 
nation, and in such event this Convention shall cease to 
be effective— 

(a) in respect of Canadian tax, for the taxation 
years beginning on or after the Ist day of 
January in the calendar year next following 
that in which notice of termination is given; 

(b) in respect of the Federal Republic tax, for taxes 
which are levied for the calendar years follow- 
ing the year in which the notice of termination 
is given. 
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(2) Die in den Artikeln VI Abs. 1, VII Abs. 1 und 
VIII Abs. 2 und 3 vorgesehene Begrenzung des Steuer- 
satzes auf 15 vom Hundert oder 10 vom Hundert und die 
Vorschrift des Artikels XVI Abs. 2 können von jedem 
der beiden Vertragstaaten schriftlich auf diplomatischem 
Weg am oder vor dem 30. Juni eines jeden Jahres, nach- 
dem das Abkommen drei Jahre in Kraft gewesen ist, 
dem anderen Staat gegenüber gekündigt werden. In 
diesem Falle verlieren die Begrenzung und die Vorschrift 
des Artikels XVI Abs. 2 über die Anrechnung ihre Gül- 
tigkeit mit dem ersten Januar des auf die Kündigung 
folgenden Jahres. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll- 
mächtigten Unterzeichneten dieses Abkommen unter- 
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Ottawa am vierten Juni neunzehn- 
hundertsechsundfünfzig in zwei Urschriften in deutscher 
und englischer Sprache, wobei die beiden Wortlaute 
gleichermaßen verbindlich sind. 


(2) The limitation of the rate of taxation to 15®/o or 
10®/o provided for by Article VI, Para. (1), Article VII, 
Para. (1) and Article VIII, Paras. (2) and (3) and the 
provisions of Article XVI, Para. (2), may be terminated 
by either of the contracting States by giving written 
notice of termination to the other State through diplo- 
matic Channels on or before the 30th day of June of any 
year after this Convention has been in force for three 
years. In such an event this limitation and the provi- 
sions of Article XVI, Para. (2) concerning credits shall 
cease to be effective as of the Ist day of January of the 
year following that in which such notice is given. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned duly author- 
ised thereto have signed this Convention and have 
affixed thereto their seals. 

DONE in duplicate at Ottawa on June fourth nineteen 
hundred and fifty-six in the German and English 
languages, both texts being equally authoritative. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Werner Dankwort 

Für Kanada 
gezeichnet: 

W. E. H a r r i s 


For the Federal Republic of Germany 
signed: 

Werner Dankwort 

For Canada 
signed: 

W.E. Harris 


Bundesdruckerei Bonn 7765 12. 56 



Begründung z u m A b k o m m e n 


Das Abkommen mit Kanada ist das erste all- 
gemeine Abkommen zur Beseitigung von Dop- 
pelbesteuerungen, das deutscherseits mit Ka- 
nada verhandelt worden ist. Bis zum zweiten 
Weltkrieg hat lediglich eine durch Notenwech- 
sel vom 17. April 1930 geschlossene Verein- 
barung zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung für Einkünfte aus Seeschiffahrtsbetrieb 
bestanden, die durch Verordnung vom 26. Ok- 
tober 1936 (Deutscher Reichsanzeiger und 
Preußischer Staatsanzeiger Nr. 252 von 1936 
und Reichssteuerblatt S. 1037) innerstaatliches 
Recht geworden war; diese Vereinbarung ist 
nach dem Krieg nicht wieder angewendet 
worden. 

Die kanadische Regierung regte im Jahre 1952 
an, ein allgemeines Doppelbesteuerungsab- 
kommen abzuschließen, und übersandte im 
Jahre 1953 der Bundesregierung den Entwurf 
eines Abkommens. Dieser Entwurf bildete die 
Grundlage für die Verhandlungen, die von 
den Delegationen der Vertragsstaaten im 
Oktober 1954 In Bonn und Im Juni 1955 in 
Ottawa geführt wurden. Am 4. Juni 1956 
haben die Bevollmächtigten der beiden Staa- 
ten das Abkommen in Ottawa unterzeichnet. 
Es Ist am 10. August 1956 vom kanadischen 
Parlament in zweiter und dritter Lesung ge- 
billigt worden. 

Das Abkommen lehnt sich hinsichtlich Aufbau 
und Fassung an das deutsch-englische Doppel- 
besteuerungsabkommen vom 18. August 1954 
(BGBl. 1955 II S. 612, Bundessteuerblatt 1955 
I S. 233) an. Es gilt wie das deutsch-englische 
Doppelbesteuerungsabkommen für die Steuer- 
pflichtigen der beiden Vertragsstaaten und 
nicht, wie die früher vom Deutschen Reich 
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsverträge, 
nur für die Angehörigen dieser Staaten. 

Artikel I zählt die Steuern auf, für die das 
Abkommen gilt. 

Artikel II enthält Definitionen für einige im 
Abkommen verwendete Begriffe und eine 
allgemeine Auslegungsregel. 

Artikel III enthält die Kollisionsnorm für die 
Besteuerung gewerblicher Gewinne. Es gilt das 
Betriebstättenprinzip. In Absatz 3 sind Vor- 
schriften über die Ermittlung des Gewinns 
der Betriebstätten enthalten. 


Artikel IV enthält eine Vorschrift, wie Ge- 
winnverlagerungen zwischen Unternehmen 
der Vertragstaaten steuerlich begegnet werden 
darf. 

Artikel V enthält eine Sonderregelung für die 
Besteuerung der Gewinne von Schiffahrt- und 
Luftfahrtunternehmen. 

Artikel VI bestimmt, daß die Quellensteuer 
von Dividenden, die eine in einem der Ver 7 
tragstaaten ansässige Gesellschaft an eine in 
dem anderen Staat ansässige, zu mehr als 
25 V. H. beteiligte Gesellschaft ausschüttet, 
15 V. H. der Ausschüttungen nicht übersteigen 
darf. Für die Dividenden, die an natürliche 
Personen oder an Gesellschaften mit geringe- 
rer Beteiligung ausgeschüttet werden, wird 
eine Begrenzung des Quellensteuersatzes nicht 
vorgenommen. In der Bundesrepublik bleibt 
es in diesen Fällen also bei der Kapitalertrag- 
steuer von 25 V. H.; eine Senkung des Kapi- 
talertragsteuersatzes wäre In der Regel nur 
dem kanadischen Fiskus zugute gekommen. 

Die Vorschrift des Artikels VI Abs. 2 hat im 
Verhältnis der beiden Vertragstaaten zur Zeit 
keine Bedeutung, weil das geltende Steuer- 
recht der beiden Staaten die In dieser Vor- 
schrift untersagte Besteuerung nicht vorsieht. 

Artikel VII: Die kanadische Delegation war 
nicht bereit, auf die Erhebung der kanadischen 
Quellensteuer zu verzichten. Von kanadischer 
Seite wurde ausgeführt, daß Kanada die an 
sich schon geringe Quellensteuer von 15 v. H. 
nicht aufgeben könne. Die Vorschrift des Arti- 
kels VII hat zur Folge, daß in beiden Staa- 
ten die beschränkte Steuerpflicht für Zinsen 
nicht eingeschränkt wird. 

Artikel VIII: Auch bei den Lizenzgebühren 
lehnte es die kanadische Delegation ab, auf 
die kanadische Quellensteuer von 15 v. H. 
bzw. 10 V. H. zu verzichten. Auf Antrag der 
kanadischen Delegation wurde schließlich zu- 
gestanden, daß in der Bundesrepublik die 
Quellensteuer für gewerbliche Lizenzgebühren 
auf 15 V. H. und für Filmlizenzgebühren auf 
10 V, H. begrenzt wird. Maßgebend für diese 
Konzession auf deutscher Seite war die Über- 
legung, daß bei der in Aussicht genommenen 
Erhöhung der kanadischen Quellensteuer für 
die deutschen Empfänger von Lizenzgebühren 
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die gegenwärtig geltenden Sätze der kanadi- 
sdien Quellensteuer von 15 v. H. bzw. 10 
V. H. weiterhin anzuwenden sind. Außerdem 
ist der Steuerausfall auf Grund dieses Zuge- 
ständnisses äußerst gering. 

Artikel IX enthält die Kollisionsnorm für die 
Besteuerung von Veräußerungsgewinnen. Von 
der Steuerbefreiung im Ursprungstaat ist je- 
doch ausdrücklich der Gewinn aus der Ver- 
äußerung einer wesentlichen Beteiligung im 
Sinne des § 17 EStG ausgenommen. Für die 
Besteuerung der Gewinne aus der Veräuße- 
rung von Grundstücken ist Artikel XIII maß- 
gebend. 

Artikel X teilt das Besteuerungsrecht für Ent- 
gelte (ausgenommen Ruhegehälter), die aus 
öffentlichen Kassen für nichtselbständige Ar- 
beit gezahlt werden, dem Staat der öffent- 
lichen Kasse zu. 

Artikel XI regelt die Besteuerung der Ein- 
künfte aus freiberuflicher Tätigkeit (ein- 
schließlich der Tätigkeit als Aufsichtsratsmit- 
glied) und aus nichtselbständiger Arbeit. Die 
Absätze 2 und 3 dieses Artikels enthalten Be- 
freiungsvorschriften für Einkünfte aus einer 
persönlichen Tätigkeit, die eine in einem der 
Vertragstaaten ansässige Person in dem ande- 
ren Staat nur vorübergehend ausübt. 

Artikel XII teilt das Besteuerungsredit für 
private Ruhegehälter und Renten dem Wohn- 
sitzstaat zu. 

Artikel XIII regelt die Besteuerung von Ein- 
künften aus unbeweglichem Vermögen sowie 
aus der Veräußerung dieses Vermögens. D.en 
Einkünften aus unbeweglichem Vermögen sind 
die Zinsen für Forderungen, die durch Pfand- 
rechte an Grundstücken gesichert sind, und 
Lizenzgebühren und andere Beträge, die mit 
Rücksicht auf den Betrieb eines Bergwerks 
u. ä. gezahlt werden, gleichgestellt. 

Artikel XIV enthält eine Befreiungsvorschrift 
für die Einkünfte aus der Lehrtätigkeit von 
Flochschullehrern und anderen Lehrern eines 
Vertragstaates, die in dem anderen Staat ihre 
Lehrtätigkeit vorübergehend ausüben. 

Artikel XV enthält eine Befrelungsvorschrlft 
für Zahlungen, die Studenten und Lehrlinge 
einer der Vertragstaaten aus ihrem Fleimat- 


staat für ihren Unterhalt, die Erziehung oder 
die Ausbildung erhalten, wenn sie sich nur zu 
Studien- oder Ausbildungszwecken in dem 
anderen Staat aufhalten. 

In Artikel XVI ist bestimmt, auf welche 
Weise der Wohnsitzstaat die Doppelbesteue- 
rung vermeidet, die dadurch entsteht, daß die 
Einkünfte eines Steuerpflichtigen aus dem 
anderen Staat auch nach dem Inkrafttreten 
des Abkommens in gewissem Umfang in die- 
sem anderen Staat noch besteuert werden. 

Bei Steuerpflichtigen, die in Kanada ansässig 
sind und die aus der Bundesrepublik Ein- 
künfte beziehen, die der deutschen Besteue- 
rung unterliegen, werden auf die kanadischen 
Steuern für diese Einkünfte die deutschen 
Steuern angerechnet (Absatz 1). Bei in der 
Bundesrepublik ansässigen Steuerpflichtigen 
sind grundsätzlich die aus Kanada stammen- 
den Einkünfte, die nach kanadischem Steuer- 
recht und nach dem Abkommen nicht von der 
kanadischen Steuer befreit sind, von der 
Steuerbemessungsgrundlage mit der Maßgabe 
auszunehmen, daß diese kanadischen Ein- 
künfte bei der Bemessung des für die Steuer- 
berechnung maßgebenden Steuersatzes einbe- 
zogen werden (Absatz 2). 

Von der Steuerbemessungsgrundlage werden 
jedoch nicht ausgenommen: 

Dividenden; außer Dividenden, die einer 
deutschen Gesellschaft zufließen, der mehr als 
25 V. FI. der stimmberechtigten Anteile einer 
kanadischen Gesellschaft gehören; 

Zinsen; außer Zinsen, die durch Grundpfand- 
rechte gesichert sind, und Zinsen für Wandel- 
anleihen und Gewinnobligationen; 

gewerbliche Lizenzgebühren und Vergütungen 
für die Filme. 

Die auf diese Einkünfte entfallenden kana- 
dischen Steuern werden jedoch auf die deut- 
schen Steuern für diese Einkünfte angerechnet. 

Artikel XVII enthält die Vorschriften über 
die gegenseitige Rechtshilfe bei der Erhebung 
von Steuern, auf die sich das Abkommen be- 
zieht. 

Artikel XVIII sieht ein Verständigungsver- 
fahren der beiden zuständigen Steuerbehör- 
den vor, wenn der Steuerpfliditige begründete 
Einwendungen gegen Maßnahmen der Steuer- 
behörden der Vertragstaaten hat, die zu einer 
Doppelbesteuerung führen. 
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Artikel XIX stellt in den Absätzen 1 und 2 
fest, daß die völkerrechtlichen oder vertrags- 
mäßigen Steuerbefreiungen des diplomatischen 
und konsularischen Personals sowie die Steuer- 
vergünstigungen, die in den Steuergesetzen der 
beiden Vertragstaaten allgemein vorgeschrie- 
ben sind, durch das Abkommen nicht einge- 
schränkt werden. 


Artikel XX sieht für die zuständigen Be- 
hörden das Recht vor, Richtlinien für die An- 


wendung des Abkommens im eigenen Staat 
zu erlassen. 

Artikel XXI enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel XXII enthält die Vorschriften über 
die Ratifizierung, das Inkrafttreten und die 
zeitliche Anwendung des Abkommens. 

Artikel XXIII enthält die Vorschriften über 
die etwaige Kündigung des Abkommens oder 
einiger seiner Vorschriften. 



